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Rede Kirsten Schwenke bei der Demo „NRW bleib sozial!“  

am 13. November 2024 in Düsseldorf 

 

Es gilt das gesprochene Wort! 

 

Liebe Demonstrierende, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

schön, dass wir heute so viele sind! Schön, dass wir alle zusammen hier in der Nähe des 

Landtags von Nordrhein-Westfalen ein starkes Zeichen gegen die geplanten Kürzungen und 

für einen starken Sozialstaat setzen!  

Die Vorschläge der schwarz-grünen Landesregierung für den NRW-Haushalt 2025 sind nicht 

nur ein Rückschritt für die soziale Infrastruktur, die so viele Menschen in unserem Land 

dringend benötigen. Sie sind eine regelrechte Bedrohung! Wenn diese Kürzungen so 

umgesetzt werden, wie es jetzt auf dem Papier steht, dann werden die Folgen für viele von 

uns sichtbar und spürbar sein: Viele Menschen in Nordrhein-Westfalen werden ganz konkret 

und ganz deutlich spüren, dass Unterstützungsangebote, die sie in ihrem Alltag dringend 

brauchen, zurückgefahren werden. Und natürlich werden die Belastungen für die Träger, 

Mitarbeitenden und Ehrenamtlichen im sozialen Bereich dadurch noch weiter zunehmen. 

Und ja, wir wissen auch, dass die Haushaltslage angespannt ist und wir keine enormen 

Steigerungen des Sozialetats erwarten können. Aber der von Ihnen vorgeschlagene 

Landeshaushalt setzt ganz klar die falschen Prioritäten und gefährdet den sozialen 

Zusammenhalt in unserer Gesellschaft.  

Ich möchte das an drei Beispielen verdeutlichen: 

Kita/OGS 

Das erste Beispiel ist das Thema Kindertagesstätten und offener Ganztag. Die 

Landesregierung wird nicht müde zu betonen, dass Kinder und Familien für sie in NRW an 

erster Stelle stehen. Wenn man aber die Kinder, Eltern oder Erzieher*innen in NRW fragt, 

zeigt sich da ein ganz anderes Bild. Stellen Sie sich das mal bitte vor: In den Jahren 2022 

und 2023 mussten in NRW 15.000-mal Betreuungszeiten in Kitas reduziert werden, weil 

Gruppen nicht mit entsprechendem Personal ausgestattet werden konnten. In Nordrhein-

Westfalen fehlen derzeit etwa 100.000 Kita-Plätze. Im Offenen Ganztag etwa 200.000, erst 
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recht, wenn der Rechtsanspruch ab dem Schuljahr 2026/27 umgesetzt wird. Das ist ein 

Skandal, liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Es kann doch nicht sein, dass Eltern jede Woche aufs Neue improvisieren müssen, weil 

Kitas aufgrund finanzieller und personeller Engpässe Gruppen schließen müssen. Eltern 

müssen sich auf die Betreuung ihrer Kinder verlassen können, ohne ständig in Unsicherheit 

zu leben. Dafür braucht es Geld und Ausstattung. Allein in den Kitas fehlen derzeit 570 

Millionen Euro und das Land hat das Gefühl, es hat alles getan. Liebe Kolleginnen und 

Kollegen: Das kann nicht sein! (Pause) 

Flucht, Migration und Integration 

Als zweites möchte ich etwas zum Bereich Asyl und Migration sagen. Wir haben es vorhin 

gehört: Die Landesregierung möchte im kommenden Jahr bei der Asylverfahrensberatung 

kürzen. Wie man auf so eine Idee kommen kann, in der aktuellen Situation bei 

Beratungsangeboten für Geflüchtete zu kürzen, ist mir schleierhaft. Es bräuchte doch gerade 

jetzt mehr und nicht weniger Beratungsangebote in diesem Bereich. 

Werden Beratungen abgebaut, verhindert das den Zugang zu Rechtsschutz und Integration. 

Das hat gravierende Folgen für die Zugewanderten, aber auch für unsere Gesellschaft. Wird 

bei der Integration gespart, fördert das Spaltung, Diskriminierung und fremdenfeindliche 

Einstellungen. Und es verstärkt populistische Tendenzen. Wir sagen ganz klar: Liebe 

Landtagsabgeordneten, korrigieren Sie den Kurs Ihrer Landesregierung und nehmen Sie die 

Kürzungen im Integrationsbereich zurück!  

Armutsbekämpfung 

Als drittes und letztes Beispiel möchte ich auf die Kürzungen bei der Armutsbekämpfung 

eingehen. Auf der einen Seite sagt die Landesregierung, sie wolle nicht bei den 

„Schwächsten“ sparen. Auf der anderen Seite soll aber beispielsweise der ohnehin schon 

geringe Etat für die Armutsbekämpfung und für den sozialen Zusammenhalt um mehr als die 

Hälfte gekürzt werden. Wir sagen: Das passt doch nicht zusammen! 

In NRW gibt es mehr als drei Millionen Menschen, die von Armut bedroht oder betroffen sind. 

Diese bleiben in politischen Debatten häufig unsichtbar. Menschen, die in Armut leben, 

benötigen eine verlässliche soziale Infrastruktur, um aus der Spirale der sozialen 

Ausgrenzung auszubrechen. Jetzt bei der fachlichen Unterstützung von 

Schuldnerberatungsstellen zu kürzen, ist ganz klar der falsche Weg, liebe CDU und liebe 

Bündnisgrünen!   
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Abschlussappell 

 

Liebe Demonstrierende, 

soziale Programme sind das Rückgrat einer solidarischen Gemeinschaft. Sie bieten 

Sicherheit in schwierigen Zeiten. Gerade jetzt dürfen wir nicht am sozialen Fundament 

unserer Gesellschaft sparen. Gerade jetzt müssen wir dafür sorgen, dass jeder Mensch die 

Möglichkeit hat, aktiv am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Gerade jetzt ist es 

entscheidend, in den gesellschaftlichen Zusammenhalt und den sozialen Frieden zu 

investieren. 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Lassen Sie uns jetzt zum Abschluss noch einmal gemeinsam so laut sein, dass wir auch auf 

der anderen Rheinseite im Landtag zu hören sind.  

 

Liebe Landespolitikerinnen und Landespolitiker,  

ich hoffe, der Appell ist angekommen: Nehmen Sie die Sozialkürzungen zurück!  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

vielen Dank, dass Sie heute alle nach Düsseldorf gekommen sind. Lassen Sie uns 

gemeinsam auch über den heutigen Tag hinaus laut sein! Lassen Sie uns viele weitere 

Zeichen für ein soziales NRW setzen! Herzlichen Dank und alles Gute Ihnen. 

 

 


